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Hire and Fire
Personalpolitik an Österreichs Universitäten

Aleksandra Riedl

Seit Inkra#treten des neuen Dienstrechts für Universitätslehrende mit 1. Oktober 
2001 können Universitäten nun in Eigenverantwortung ihre Personalentwicklung 
planen. Statt pragmatisierter Dienstverhältnisse gilt seither für alle Neueintreten-
den das Vertragsbedienstetenrecht. Dieses unter Ministerin Gehrer entwickelte neue 
Dienstrecht stellte den ersten wichtigen Schritt in Richtung Universitätsautonomie 
dar – eine Autonomie, die laut damaliger Regierung Österreichs Universitäten zu 
»Weltklasse-Universitäten« machen sollte. 

Noch bevor dieses Dienstrecht in Kra# treten konnte, sprach sich ein erhebli-
cher Teil an Universitätsangehörigen vehement dagegen aus.1 Unter anderem kam 
massive Kritik vom Universitätslehrerverband, von der Universität Innsbruck, der 
Technischen Universität Wien und der Wirtscha#suniversität Wien. Auch die Ge-
werkscha# Ö&entlicher Dienst (GÖD) lehnte das neue Dienstrecht entschieden ab.2 
Zentraler Kritikpunkt war das Fehlen von Zukun#sperspektiven für Jungwissen-
scha#erInnen, denn das neue Dienstrecht sehe eine durchgehende leistungsabhängi-
ge UniversitätslehrerInnenkarriere nicht mehr vor. Stattdessen müsse man sich nun 
für jede Position neu bewerben. Zudem würde eine Befristung von Verträgen für 
AssistentInnen (max. 6 Jahre) ohne Möglichkeit auf Verlängerung dazu führen, dass 
diese bei Vertragsende o#mals nicht die notwendigen Quali'kationen aufweisen 
können, um sich für die nächsthöhere Position – die Professur – zu bewerben. Sol-
che Befristungen würden sich negativ auf die Motivation und letztlich auf Forschung 
und Lehre auswirken. 

Trotz fundierter Kritik seitens der GÖD war die damalige ÖVP-FPÖ Regierung 
kaum bereit, Zugeständnisse zu machen. So entstand schließlich unter Streikandro-
hung der GÖD der nun bekannte Kompromiss : Der Verbleib der damals befristeten 
MitarbeiterInnen wurde weitgehend gesichert. Bezüglich der Karriereperspektiven 
zukün#iger Universitätsbediensteter versicherte Vizekanzlerin Riess-Passer, dass 
die Chance auf eine universitäre Berufslau*ahn für zukün#ige JungforscherInnen 
gewahrt bliebe.3 

Leider lesen sich die damals vorgebrachten Kritikpunkte an dem neuen Dienst-
rechtsentwurf heute – acht Jahre nach dessen Implementierung – wie eine Analyse 
des Ist-Zustandes. Stellen für UniversitätsassistentInnen werden heute auf bis zu 6 
Jahre befristet und enden, unabhängig von der Quali'kation, ohne die Möglichkeit 
auf eine Weiterverlängerung. In den seltensten Fällen ist gerade zu Vertragsende 
eine fachlich entsprechende Professur ausgeschrieben, auf die sich AssistentInnen 
bewerben können, allerdings mit geringen Chancen. Denn in den meisten Fächern 
ist es nicht möglich in dieser kurzen Zeit des AssistentInnen-Daseins die notwen-
dige Quali'kation zu erzielen, um die erforderlichen Kriterien zu erfüllen. Zudem 
werden an manchen österreichischen Universitäten »Hausberufungen« von vornher-
ein ausgeschlossen. So müssen beispielsweise AssistentInnen der Wirtscha#suniver-
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sität Wien für mindestens ein Jahr ins Ausland gehen, um eine Chance auf positive 
Begutachtung in einem Berufungsverfahren ihrer Heimatuniversität zu erhalten. Da 
letztlich die Anzahl an o&enen ProfessorInnen-Stellen in keinem Verhältnis zu den 
befristeten AssistentInnen-Stellen steht, führt die Personalentwicklungsplanung der 
österreichischen Universitäten zu einer Vertreibung von Jungwissenscha#erInnen 
und einer Verschleuderung von Wissen. 

AssistentInnen die im universitären Bereich verbleiben wollen, müssen daher be-
reit sein die Stadt bzw. das Land zu verlassen, um Ihre Chance auf eine Professur zu 
erhöhen. Solch ein Karrieremodell ist familienfeindlich und kann lediglich auf eine 
kleine Gruppe von Leuten ausgerichtet sein, deren Familien bereit und in der Lage 
sind, für die Karriere des Partners ins Ausland zu ziehen. Da Wissenscha#erInnen 
häu'g in der Konstellation eines Doppelkarriere-Paares leben, wird die Synchronisa-
tion von wissenscha#licher Karriere, Partnerscha# und Kindern o#mals unmöglich. 

Der im April 2009 beschlossene, lang ersehnte Kollektivvertrag für Universitäts-
bedienstete sollte dieser Entwicklung entgegenwirken. In der medialen Ö&entlich-
keit wurde dieser auch als großer Erfolg gefeiert. In einer APA Meldung vom 24. 
 April 2009 wird beispielsweise unter dem Punkt »es ist erreicht« folgendes verlaut-
bart : »Die Sicherheit des Arbeitsplatzes und der inneruniversitäre Aufstieg sind in 
einem Höchstausmaß gelungen«.4 

Leider merkt man unter Universitätsbediensteten nichts dergleichen. Die in 
den Medien gefeierten »Erfolge« bleiben aus. Tatsache ist, dass der Kollektivver-
trag den Ablauf sogenannter Tenure-Track-Stellen regelt, die es Jungwissenscha#-
lerInnen ermöglichen, eine langfristige Position an einer Universität zu erhalten. 
Ob und wie viele derartige Stellen tatsächlich ausgeschrieben werden, entscheiden 
allerdings alleine die Universitäten, bzw. das Rektorat, das durch die Autonomie 
dazu ermächtigt wurde (Universitätsgesetz 2002). Der Personalentwicklungsplan 
der Wirtscha#suniversität Wien sieht beispielsweise vor, dass nicht mehr als 25 % 
der wissenscha#lichen Stellen einer Organisationseinheit (ausgenommen ist der/
die Professor/in) unbefristet sein dürfen.5 Da mit dem Dienstrecht 2001 die Mehr-
heit der im provisorischen Dienstverhältnis be'ndlichen AssistentInnen nach einem 
Qualitätsprüfungsverfahren de'nitiv gestellt wurde, sind seither weit mehr als 25 % 
aller Stellen an AssistentInnen mit unbefristeten Verträgen vergeben. Für Jungwis-
senscha#erInnen an der WU bedeutet das, dass in den nächsten zehn bis 15 Jahren 
Stellen abgebaut werden müssen und dadurch an den meisten Instituten auf keine 
Tenure-Track Stellen zu ho&en ist. An der Universität Wien wird laut Betriebsrat für 
das wissenscha#liche Personal noch an einem solchen Personalentwicklungsplan 
gefeilt. Es wurde aber explizit darauf hingewiesen, dass das Inkra#treten des Kollek-
tivvertrags derzeit an den Befristungen nichts ändert.6 

Während es beispielsweise in den USA und England üblich ist, quali'zierten, pro-
movierten MitarbeiterInnen nach einer kurzen Bewährungsphase »tenure« zu geben 

– also einen o&enen Vertrag, der eine durchgängige Karriere erlaubt – werden in 
Österreich hochquali'zierte AssistentInnen o#mals nach zehn Jahren auf die Straße 
gesetzt. Denn was in der Privatwirtscha# im Bereich des quali'zierten Personals 
undenkbar wäre, ist tagtägliche Praxis an österreichischen Universitäten. Prekäre 
Dienstverhältnisse sind dort die Regel – eine Tatsache, die sowohl der Regierung als 
auch den Universitätsleitungen bereits länger bekannt ist. So arbeiten viele Disser-
tantInnen bereits an Ihrer Heimatuniversität als wissenscha#liche MitarbeiterInnen 
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und werden dann AssistentInnen mit einer maximalen Befristung von sechs Jahren. 
Zusätzlich können Karenzvertretungs- und Drittmittelstellen angenommen werden, 
die o# die letzte Chance für einen weiteren kurzen Verbleib an der Heimatuniversität 
bilden. Hochquali'zierte Wissenscha#erInnen im Alter zwischen 30 und 40 Jahren 
stehen dann wieder am Anfang, denn in der Privatwirtscha# gibt es o#mals nicht 
ausreichend adäquate Stellen. 

Prekäre Dienstverhältnisse sind aber nicht nur untragbar für die betro&enen 
DienstnehmerInnen, sie führen auf lange Frist auch zu erheblichen Nachteilen für 
die Universitäten. Die Freiheit von Wissenscha# und Lehre ist nicht mehr nachhaltig 
gewährleistet, denn Universitätsbedienstete stehen in ständigen Abhängigkeitsver-
hältnissen zu ihren Vorgesetzten, was die Entwicklung eigener Forschungslinien o# 
unmöglich macht. Zudem führt die Abschiebung einer ganzen Generation an Wis-
senscha#erInnen zu einem Verlust an Kontinuität in der Forschung. Gepaart mit der 
ohnedies sinkenden Attraktivität für JungforscherInnen, in den Wissenscha#sbe-
trieb einzutreten, ist ein Niveauverlust an Österreichs Universitäten vorauszusehen. 

Konfrontiert man Regierungsvertreter mit der Situation österreichischer Nach-
wuchswissenscha#erInnen berufen sich diese auf die Universitätsautonomie. So 
meinte beispielsweise Friedrich Faulhammer, Sektionschef der Hochschulsektion im 
BMWF, in Vertretung von Bundesminister Hahn, dass es nun Au#rag der Universität 
sei, hochqualitativen Wissenscha#erinnen und Wissenscha#ern, die sich bewährt 
haben, eine Option für ein unbefristetes Dienstverhältnis zu geben.7 Die tatsächlich 
vorhandene wissenscha#spolitische Verantwortung der Bundesregierung wird also 
durch die stetige Wiederholung dieser Floskel konstant negiert. Es bleibt jedoch die 
Tatsache, dass die Universitäten vom Staat 'nanziert werden und damit der Spiel-
raum zur besagten Nachwuchsförderung von der jeweiligen Regierung diktiert wird. 
Diese ist nun angehalten, die kurzsichtigen und forschungsfeindlichen Reglements 
wieder rückgängig zu machen und zukun#sorientierte Wissenscha#s- und Personal-
politik zu betreiben. 
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